
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 2. September 2013 

 
 

Mandantenbrief September 2013 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemein 

· Mietbürgschaft kann der Höhe nach unbegrenzt sein 
Einkommensteuer 

· Bei Zahlung mittels Kreditkarte erfolgt der Abfluss mit der Unterschrift auf dem Belas-
tungsbeleg 

· Aufwandsunabhängige Inanspruchnahme der Entfernungspauschale für Familienheim-
fahrten 

· Einkünfteerzielungsabsicht bei der Vermietung von Gewerbeobjekten 
Lohn- und Gehalt 

· Dienstwagenbesteuerung: Anwendung der 1 %-Regelung auch bei fehlender privater Nut-
zung 

· Dauer der Arbeitszeit bei fehlender ausdrücklicher Vereinbarung 
 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung September und Oktober 2013 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.9.20131 10.10.20132 
Umsatzsteuer 10.9.20133 10.10.20134 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.9.2013 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.9.2013 Entfällt 

Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

13.9.2013 14.10.2013 

6.9.2013 7.10.2013 

Sozialversicherung7 26.9.2013 29.10.2013 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 24.9./25.10.2013) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Ge-
haltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

Allgemein 
Mietbürgschaft kann der Höhe nach unbegrenzt sein 
Die im Bürgerlichen Gesetzbuch festgelegte Grenze von drei Monatsmieten gilt für die vom Mieter 
gestellte Kaution, nicht aber für mögliche Mietausfallbürgschaften von Dritten. Dies hat der Bundesge-
richtshof entschieden. Damit darf ein Vermieter von einem Bürgen grundsätzlich eine über die Drei-
monatsgrenze liegende Summe verlangen, sofern der Mieter entsprechende Mietrückstände hat und 
im Bürgschaftsvertrag keine Obergrenze vereinbart wurde. 
In dem entschiedenen Fall wurde ein Mieter zur Räumung der Wohnung und Zahlung rückständiger 
Miete verurteilt. Der Vermieter verlangte die Summe daraufhin vom Bruder des Mieters, der für die 
Mietzahlungen gebürgt hatte. Dieser wollte nur maximal drei Monatsmieten zahlen. Zu Unrecht, mein-
ten die Richter. Diese Sichtweise dient nach Ansicht des Gerichts auch dem Mieterschutz, da sich der 
Vermieter bei einem Zahlungsverzug regelmäßig zur fristlosen Kündigung des Mietverhältnisses ver-
anlasst sähe. Eine Bürgschaftsbegrenzung für Mietzahlungen würde eher zur Beendigung eines Miet-
verhältnisses führen, als dass der Mieter dadurch geschützt würde. Will ein Bürge nur bis zu einer 
bestimmten Summe eintreten, wäre im Bürgschaftsvertrag zwingend eine Obergrenze festzuschrei-
ben. 
 
Verböserung im Einspruchsverfahren - Treu und Glauben - selbst gesetzte Frist 
Bundesfinanzhof, VIII-R-18/10, Urteil vom 15.05.2013 

1. Hat das FA im Einspruchsverfahren eine Frist bestimmt, bis zu der es dem Steuerpflichtigen 
möglich sein soll, bei Vermeidung der zugleich angedrohten Verböserung den Einspruch zu-
rückzunehmen, so kann ein Verstoß gegen Treu und Glauben vorliegen, wenn es gleichwohl 
vor Ablauf der selbst gesetzten Frist die (verbösernde) Einspruchsentscheidung erlässt. 

2. Der Verstoß stellt einen wesentlichen Verfahrensmangel dar, der abweichend vom Grundsatz 
des § 127 AO zur Aufhebung der verbösernden Einspruchsentscheidung führt. 
 

Zum Umfang der Datenzugriffsrechte der Betriebsprüfung bei Einzelhändlern mit Barumsätzen 
über die Ladentheke 
Hessisches Finanzgericht, 4-K-422/12, Urteil vom 24.04.2013 

1. Die Vorlagepflicht von mit einem Datenverarbeitungssystem erstellten Aufzeichnungen nach § 
147 Abs. 6 AO bezieht sich nur auf Aufzeichnungen, für die eine gesetzliche Aufbewahrungs-
pflicht besteht. 

2. Die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung verlangen auch bei computergesteuerten 
Kassensystemen keine Einzelaufzeichnung der Bargeschäfte, wenn der Unternehmer gegen 
Barzahlung Waren von geringem Wert an eine unbestimmte Vielzahl von Kunden im offenen 
Ladengeschäft verkauft. 

3. Eine Pflicht zur Vorlage von überobligatorisch mit einem Datenverarbeitungssystem freiwillig 
geführten Kasseneinzelaufzeichnungen der Barverkäufe besteht nicht, wenn ordnungsgemä-
ße Tagesendsummenbons vorgelegt werden. 

4. Ein Apotheker, der freiwillig eine von seiner PC-Kasse erstellte Datei mit Einzelaufzeichnun-
gen über Barverkäufe führt, ist nicht verpflichtet dem Finanzamt diese Datei im Rahmen einer 
Betriebsprüfung vorzulegen. 

 

Einkommensteuer 
Bei Zahlung mittels Kreditkarte erfolgt der Abfluss mit der Unterschrift auf dem Belastungsbe-
leg 
Bei der Ermittlung des Gewinns oder Überschusses durch Einnahmen-Überschussrechnung handelt 
es sich um eine Zufluss- und Abflussrechnung. Einnahmen sind innerhalb des Kalenderjahres bezo-
gen, in dem sie zugeflossen sind. Das ist der Zeitpunkt, in dem über die Einnahmen wirtschaftlich 
verfügt werden kann. Ausgaben sind für das Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie geleistet worden 
sind. Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass bei Zahlung mittels Kreditkarte der 
Abfluss mit der Unterschrift auf dem Belastungsbeleg erfolgt und nicht erst im Zeitpunkt der Belastung 
auf dem Konto. 



 
Hinweis: Für regelmäßig wiederkehrende Einnahmen und Ausgaben ist das Zufluss-Abfluss-Prinzip 
eingeschränkt. Einnahmen und Ausgaben, die kurze Zeit vor oder nach der Jahreswende zu- bzw. 
abfließen, sind in dem Kalenderjahr der wirtschaftlichen Zugehörigkeit zu erfassen. Als „kurze Zeit“ ist 
i. d. R. ein Zeitraum bis zu 10 Tagen anzusehen. 

Aufwandsunabhängige Inanspruchnahme der Entfernungspauschale für Familienheimfahrten 
Die Entfernungspauschale für eine wöchentliche Familienheimfahrt im Rahmen einer doppelten 
Haushaltsführung kann auch dann in Anspruch genommen werden, wenn ein Arbeitnehmer für die 
Fahrt keine Kosten hatte. Vom Arbeitgeber steuerfrei geleistete Reisekostenvergütungen und steuer-
frei gewährte Freifahrten sind jedoch mindernd auf die Entfernungspauschale anzurechnen. 
Der Bundesfinanzhof hat dies so entschieden und deutlich gemacht, dass diese Begünstigung vom 
Gesetzgeber gewollt und durch umwelt- und verkehrspolitische Lenkungszwecke gerechtfertigt ist. 
Hinweis: Überlässt ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer einen Dienstwagen für dessen Familien-
heimfahrten, so kann dieser allerdings keinen Werbungskostenabzug für diese Fahrten geltend ma-
chen, weil ihm kein eigener Aufwand entsteht. 

Einkünfteerzielungsabsicht bei der Vermietung von Gewerbeobjekten 
Bei Gewerbeimmobilien ist in jedem einzelnen Fall festzustellen, ob der Vermieter auf die voraussicht-
liche Dauer der Nutzung einen Überschuss erzielen kann. Das gilt auch für einen gewerblichen Zwi-
schenmieter. 
Aufwendungen für ein nach Anmietung leer stehendes Gewerbeobjekt können als vorab entstandene 
Werbungskosten abziehbar sein. Voraussetzung ist jedoch, dass der Zwischenmieter die 
Einkünfteerzielungsabsicht erkennbar aufgenommen und sie später nicht aufgegeben hat. Ist von 
Anfang an bekannt oder stellt sich später heraus, dass für ein seit Jahren leer stehendes Objekt, so 
wie es baulich gestaltet ist, kein Markt besteht, muss eine Einkünfteerzielungsabsicht zunächst ver-
neint werden. Nur wenn der Zwischenmieter zielgerichtet darauf hinwirkt, dass das Objekt durch bau-
liche Umgestaltung in einen vermietbaren Zustand versetzt wird, ist dies anders zu beurteilen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Einkünfteerzielungsabsicht bei Mietvertragsübernahme 
Tritt der Erwerber eines Mietobjekts in einen bestehenden Mietvertrag ein, genügt eine Befristung des 
Mietverhältnisses alleine nicht, um eine Einkunftserzielungsabsicht zu verneinen. Bei der Prüfung der 
Einkünfteerzielungsabsicht ist bei Eintritt des Erwerbers in das Mietverhältnis des Veräußerers davon 
auszugehen, dass für den Übergang die allgemeinen gesetzlichen Regelungen greifen. 
Enthält der Mietvertrag Regelungen, die speziell auf die Person des Veräußerers bezogen sind, gelten 
diese nicht in jedem Fall für den Erwerber. So ist z. B. eine Klausel, wegen einer möglichen Selbstnut-
zung durch den Veräußerer, nicht bindend für das Mietverhältnis des Erwerbers. In diesem Fall ist 
vielmehr davon auszugehen, dass ein Mietverhältnis auf unbestimmte Zeit vorliegt. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Lohn und Gehalt 
Dienstwagenbesteuerung: Anwendung der 1 %-Regelung auch bei fehlender privater Nutzung 
Wird einem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber ein Fahrzeug unentgeltlich oder verbilligt zur privaten Nut-
zung zur Verfügung gestellt, führt dies beim Arbeitnehmer auch dann zu einem steuerpflichtigen Vor-
teil, wenn der Arbeitnehmer das Fahrzeug tatsächlich nicht privat nutzt. 
Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden und seine bisherige Rechtsprechung korrigiert. Bisher wur-
de in derartigen Fällen die tatsächliche private Nutzung des Fahrzeugs vermutet. Der Steuerpflichtige 
konnte die Vermutung unter engen Voraussetzungen widerlegen. 
Diese Möglichkeit ist nun entfallen: 
· Die vom Arbeitgeber gewährte Möglichkeit, den Dienstwagen auch privat nutzen zu dürfen, führt 

beim Arbeitnehmer zu einem Vorteil, der als Lohn zu versteuern ist. 
· Ob der Arbeitnehmer von der Möglichkeit der privaten Nutzung Gebrauch gemacht hat, ist dafür 

unerheblich, denn der Vorteil in Gestalt der konkreten Möglichkeit, das Fahrzeug auch zu 
Privatfahrten nutzen zu dürfen, ist dem Arbeitnehmer bereits mit der Überlassung des Fahrzeugs 
zugeflossen. 

Der Vorteil ist entweder nach der Fahrtenbuchmethode oder nach der 1 %-Regelung zu bewerten, 
wenn kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird. 
Hinweis: Im Bereich der Gewinneinkünfte wird ein Beweis des Gegenteils demgegenüber weiterhin 
möglich sein (z. B. wenn für private Fahrten andere Fahrzeuge zur Verfügung stehen). 



 
Dauer der Arbeitszeit bei fehlender ausdrücklicher Vereinbarung 
Ist in einem Arbeitsvertrag die Arbeitszeit nicht ausdrücklich geregelt, gilt grundsätzlich die betriebsüb-
liche Arbeitszeit als vereinbart. Dies gilt sowohl was die Arbeitspflicht des Arbeitnehmers als auch was 
die Vergütungspflicht des Arbeitgebers betrifft und auch für außertarifliche Angestellte. So hat das 
Bundesarbeitsgericht entschieden. 
Im entschiedenen Fall ging es um eine außertariflich angestellte Referentin eines größeren Unter-
nehmens, deren Aufgabe in der Durchführung von Marktanalysen bestand. Laut Arbeitsvertag hatte 
sie Anspruch auf ein Bruttojahresgehalt von 95.000 EUR. In dem Arbeitsvertrag war die Dauer der 
geschuldeten Arbeitszeit nicht ausdrücklich geregelt. Es fand sich lediglich der Passus, dass die Mit-
arbeiterin „auch außerhalb der betriebsüblichen Arbeitszeit tätig werden muss“. Die Arbeitnehmerin 
erschien selten im Büro. Nachdem sich bei ihr – bei Zugrundelegung der betriebsüblichen Arbeitszeit 
von 38 Stunden – nahezu 700 Minusstunden angesammelt hatten, forderte die Arbeitgeberin sie auf, 
die betriebsübliche Arbeitszeit einzuhalten. Als die Arbeitnehmerin dem nicht nachkam, kürzte die 
Arbeitgeberin die Gehälter der Arbeitnehmerin um insgesamt rund 7.000 EUR, weil sie ihrer Arbeits-
pflicht nicht vollständig nachgekommen war. Mit der daraufhin erhobenen Klage begehrte die Arbeit-
nehmerin die Auszahlung der einbehaltenen Beträge. Sie machte geltend, mangels einer ausdrückli-
chen Regelung in ihrem Arbeitsvertrag nicht zur Ableistung der betriebsüblichen Arbeitszeit verpflich-
tet zu sein. Vielmehr erfülle sie ihre Arbeitspflicht ohne Rücksicht auf den zeitlichen Aspekt schon 
dadurch, dass sie alle ihr von der Arbeitgeberin übertragenen Aufgaben erledige. Die Klage blieb in 
allen Instanzen erfolglos. 
Zur Begründung führte das Bundesarbeitsgericht aus, dass die Arbeitgeberin berechtigt gewesen sei, 
von ihrer Arbeitnehmerin die Einhaltung der betriebsüblichen Arbeitszeit zu verlangen.  Die vertragli-
che Regelung, wonach die Arbeitnehmerin verpflichtet war, auch außerhalb der betriebsüblichen Ar-
beitszeit tätig zu werden, beinhalte zwangsläufig, dass die Arbeitnehmerin zumindest verpflichtet war, 
die betriebsübliche Arbeitszeit einzuhalten. Generell sei es zwar möglich, eine dem Zeitmaß enthobe-
ne Arbeitspflicht zu vereinbaren, im konkreten Falle fehlten hierfür aber die Anhaltspunkte. Demge-
mäß sei auch die Aufforderung der Einhaltung der 38-Stunden-Woche gerechtfertigt gewesen. Soweit 
die tatsächliche Arbeitsleistung dahinter zurückblieb, dürfte die Arbeitgeberin das Arbeitsentgelt kür-
zen. 


